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Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

jetzt steht fest, wie (Hybrid-)Elektrofahrzeuge und 

(Elektro-)Fahrräder umsatzsteuerlich zu behandeln 

sind. Wir zeigen, dass selbst bei gleichen Sachverhalten 

für die Privatnutzung verschiedene Bemessungsgrund-

lagen für die Umsatzsteuer und die Lohnsteuer ermit-

telt werden müssen. Zudem gehen wir der Frage nach, 

ob die Rückzahlung der Corona-Soforthilfe in die Be-

rechnung der Haftungsquote einzubeziehen ist. Der 

Steuertipp fasst zusammen, wie Sie Ihre Vorsorgeauf-

wendungen absetzen können. 

 

PRIVATNUTZUNG 
Umsatz- und Ertragsteuer gehen bei  
E-Autos/E-Bikes getrennte Wege 

 

Ein Unternehmer kann ein erworbenes Fahrzeug so-

wohl für seine unternehmerischen als auch für seine pri-

vaten Zwecke verwenden und es sodann dem Unter-

nehmen ganz, gar nicht oder auch teilweise zuordnen. 

Der Vorsteuerabzug richtet sich nach der tatsächlichen 

Zuordnung. Wird das Fahrzeug dem Unternehmen zu-

geordnet, ist dessen private Nutzung im Rahmen einer 

unentgeltlichen Wertabgabe zu besteuern. 

Das Bundesfinanzministerium hat sich zur umsatzsteu-

erlichen Behandlung von Elektrofahrzeugen geäußert. 

Danach gelten ertragsteuerrechtliche Begünstigungen 

für (Hybrid-)Elektrofahrzeuge nicht für die Umsatz-

steuer. Somit ist die ertragsteuerliche Minderung der 

Bemessungsgrundlage (auf 0,5 % bzw. 0,25 % des 

Bruttolistenpreises) im Rahmen der 1-%-Regelung für 

umsatzsteuerliche Zwecke nicht zu übernehmen. 

Der Begriff Fahrzeug umfasst alle Kfz und damit auch 

Elektrofahrräder, die einer Kennzeichen-, Versiche-

rungs- oder Führerscheinpflicht unterliegen. Die Be-

steuerung von Elektrofahrrädern, die nicht unter den 

Fahrzeugbegriff fallen (z.B. Fahrräder ohne Kennzeich-

nungspflicht), darf analog der Besteuerung von Fahr-

zeugen durchgeführt werden. Der Anteil der Privatnut-

zung durch das Personal kann allerdings mangels Ta-

chometers nicht durch ein Fahrtenbuch nachgewiesen 

werden. Aus Vereinfachungsgründen kann hier die 1-%-

Regelung angewandt werden. 

Soweit der anzusetzende Wert des Fahrrads nicht mehr 

als 500 € beträgt (was ziemlich untypisch sein dürfte), 

kann auf die Umsatzbesteuerung der Leistung an das 

Personal verzichtet werden. 

Hinweis: Diese neuen Grundsätze sind auf alle offenen 

Fälle anzuwenden. 
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INSOLVENZ  
Rückzahlung der Corona-Soforthilfe  
erhöht die Haftungsquote nicht 

 

Wenn eine GmbH ihre Steuern nicht zahlt, kann dafür 

die Gesellschaft selbst, aber auch ihr gesetzlicher Ver-

treter, der Geschäftsführer, in Haftung genommen wer-

den. Der Geschäftsführer kann aber nur in Haftung ge-

nommen werden, wenn er vorsätzlich oder grob 

fahrlässig seine gesetzlichen Pflichten zur Zahlung 

nicht erfüllt hat. Bei Steuerverbindlichkeiten ist der 

Grundsatz der anteiligen Tilgung einzuhalten: Können 

nicht alle Schulden gezahlt werden, muss die Gesell-

schaft darauf achten, dass die Steuerschulden in etwa 

im gleichen Verhältnis getilgt werden wie die Forderun-

gen der anderen Gläubiger. Um die Haftungsquote zu 

errechnen, werden die sonstigen Verbindlichkeiten zu 

den Steuerverbindlichkeiten in ein Verhältnis gesetzt. 

Das Finanzgericht Münster (FG) hat sich mit der Frage 

beschäftigt, ob die Rückzahlung der Corona-Soforthilfe 

die Haftungsquote erhöht. 

Die Antragstellerin war alleinige Gesellschafterin und 

Geschäftsführerin einer Unternehmergesellschaft 

(UG). Nach einer Betriebsprüfung beurteilte das Fi-

nanzamt Gehaltszahlungen an die Gesellschafter-Ge-

schäftsführerin als verdeckte Gewinnausschüttungen, 

wodurch sich die Körperschaftsteuer erhöhte. Zwi-

schenzeitlich wurde das Insolvenzverfahren über das 

Vermögen der UG eröffnet. Das Finanzamt nahm die 

Antragstellerin daher für die Steuerschulden der UG in 

Haftung. Der dagegen eingelegte Einspruch war erfolg-

los. Die Gesellschafter-Geschäftsführerin beantragte 

daraufhin vor Gericht die Aussetzung der Vollzie-

hung des Haftungsbescheids. Sie begründete dies da-

mit, dass die UG eine Corona-Soforthilfe erhalten 

habe, die nicht für Steuerzahlungen zu verwenden ge-

wesen sei. Im Haftungszeitraum sei ein Teil der Ausga-

ben auf die Rückzahlung der Corona-Soforthilfe entfal-

len. 

Das FG hat der Antragstellerin teilweise Recht gegeben. 

Sie hafte zwar grundsätzlich für die Steuern der UG, sei 

also Haftungsschuldnerin, und das Finanzamt habe un-

zweifelhaft Ansprüche gegenüber der UG. Die Antrag-

stellerin sei aber nur in Höhe von 35 % statt in Höhe von 

62,53 % zur Tilgung der Steuerverbindlichkeit verpflich-

tet. Der Grundsatz der anteiligen Tilgung sei verletzt 

worden, da die Antragstellerin im relevanten Haftungs-

zeitraum die Forderungen anderer Gläubiger in größe-

rem Umfang getilgt habe als die Steuerschulden. Die 

Rückzahlung der Corona-Soforthilfe sei bei der Berech-

nung der Haftungsquote aber nicht zu berücksichtigen, 

da der Betrag zweckgebunden und nicht pfändbar sei. 

Die Pflicht zur anteiligen Tilgung der Steuerschulden 

und die bei Verletzung dieser Pflicht drohende Haftung 

seien in der Pandemie nicht durch das Insolvenzausset-

zungsgesetz ausgesetzt worden. Auch stehe dies einer 

Haftungsinanspruchnahme der Antragstellerin nicht ent-

gegen. 

NUTZUNGSDAUER 
Regeln zur Sofortabschreibung für Computer und 
Software präzisiert 

 

Seit 2021 kann für Computerhardware und Software 

eine betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von einem 

Jahr zugrunde gelegt werden, so dass für diese Wirt-

schaftsgüter de facto eine sofortige Abschreibung 

möglich ist. 

Hinweis: Die neue Regelung gilt im Bereich der Hard-

ware für Desktop-Computer, Notebooks, Desktop-Thin-

Clients, Workstations, Dockingstations, externe Spei-

cher- und Datenverarbeitungsgeräte, externe Netzteile 

sowie Peripheriegeräte (Tastaturen, Scanner, 

Headsets, Beamer, Lautsprecher, Drucker etc.). Als 

Software begünstigt ist Betriebs- und Anwendersoft-

ware zur Dateneingabe und -verarbeitung, darunter 

auch ERP-Software, Software für Warenwirtschaftssys-

teme oder sonstige Anwendungssoftware zur Unterneh-

mensverwaltung oder Prozesssteuerung. 

Das Bundesfinanzministerium hat die Regelungen zur 

Sofortabschreibung präzisiert: 

 Steuerzahler müssen nicht zwingend die Sofortab-

schreibung wählen, sondern können sich auch für 

andere Abschreibungsmethoden entscheiden. 

 Wird die Nutzungsdauer von einem Jahr gewählt, 

beginnt die Abschreibung zum Zeitpunkt der An-

schaffung oder Herstellung und kann komplett im 

Anschaffungs- oder Herstellungsjahr erfolgen. Der 

Abschreibungsbetrag muss nicht monatsweise ge-

kürzt werden (Zwölftelung), wenn die Wirtschaftsgü-

ter im Laufe eines Jahres angeschafft werden. 

 Die Wirtschaftsgüter müssen in das zu führende Be-

standsverzeichnis für bewegliches Anlagevermögen 

aufgenommen werden. 

 Die Neuregelungen zur einjährigen Nutzungsdauer 

gelten auch für den Werbungskostenabzug von Ar-

beitnehmern. 

Hinweis: Die Sofortabschreibung ist erstmals für Wirt-

schaftsjahre anwendbar, die nach dem 31.12.2020 en-

den (bei regulärem Wirtschaftsjahr also erstmals für das 

Jahr 2021). Die Regelungen dürfen auch auf vor dem 

01.01.2021 angeschaffte Wirtschaftsgüter angewendet 

werden, für die bisher eine andere (längere) Nutzungs-

dauer zugrunde gelegt wurde. 

 
TARIFBEGÜNSTIGUNG 
Wann Arbeitslohn für eine mehrjährige Tätigkeit er-
mäßigt zu besteuern ist 

 

Die auf außerordentliche Einkünfte entfallende Einkom-

mensteuer ist nach der „Fünftelregelung“ zu berech-

nen. Zu den außerordentlichen Einkünften zählen auch 

Vergütungen für mehrjährige Tätigkeiten. Mehrjährig ist 

eine Tätigkeit, soweit sie sich über mindestens zwei 
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Veranlagungszeiträume (VZ) erstreckt und einen Zeit-

raum von mehr als zwölf Monaten umfasst. 

Anders als bei den Einkünften aus selbständiger Arbeit 

muss es sich nach Ansicht des Bundesfinanzhofs bei 

der mehrjährigen Tätigkeit von Arbeitnehmern nicht um 

eine abgrenzbare Sondertätigkeit handeln. Dement-

sprechend ist bei diesem Personenkreis jede Vergütung 

für eine Tätigkeit, die sich über mindestens zwei VZ er-

streckt und einen Zeitraum von mehr als zwölf Monaten 

umfasst, atypisch zusammengeballt und damit „außer-

ordentlich“. 

Allerdings reicht es nicht aus, dass der Arbeitslohn in 

einem anderen VZ als dem zufließt, zu dem er wirt-

schaftlich gehört, und dort mit weiteren Einkünften aus 

nichtselbständiger Arbeit zusammentrifft. Die Entloh-

nung muss vielmehr für sich betrachtet zweckbestimm-

tes Entgelt für eine mehrjährige Tätigkeit sein und folg-

lich für einen Zeitraum von mehr als zwölf Monaten und 

VZ-übergreifend geleistet werden. 

Diese mehrjährige Zweckbestimmung kann sich aus 

dem Anlass der Zuwendung oder aus den übrigen Um-

ständen ergeben. Soweit andere Hinweise auf den Ver-

wendungszweck fehlen, kommt der Berechnung des 

Entgelts und den Zahlungsmodalitäten maßgebliche 

Bedeutung zu. Zudem müssen wirtschaftlich vernünf-

tige Gründe für die zusammengeballte Entlohnung vor-

liegen. Diese können in der Person sowohl des Arbeit-

nehmers als auch des Arbeitgebers vorliegen. 

 

GEWERBEERTRAG 
Wie werden Aufwendungen für  
Messestände berücksichtigt? 

 

Für die Ermittlung der Gewerbesteuer wird der durch die 

Gewinnermittlung errechnete Gewerbeertrag herange-

zogen. Dieser Betrag wird anschließend noch modifi-

ziert, indem diverse Hinzurechnungen oder Kürzungen 

vorgenommen werden. Zu den Hinzurechnungen gehö-

ren oft auch Miet- und Pachtzinsen, die unter bestimm-

ten Voraussetzungen zu berücksichtigen sind. Das Fi-

nanzgericht Münster (FG) hat darüber entschieden, ob 

die Mietaufwendungen für Messestände hinzuzurech-

nen sind. 

Unternehmensgegenstand der Klägerin, einer GmbH, 

ist die Herstellung und der Vertrieb von Kunststoff. Im 

Streitzeitraum hatte sie an drei Messen teilgenommen 

(insgesamt zehn Tage). Bei einer Betriebsprüfung für 

die Jahre 2013 bis 2016 kam der Prüfer zu der Ansicht, 

dass die Aufwendungen für die Messen bei der Gewer-

besteuer hinzuzurechnen seien. Das Finanzamt schloss 

sich dieser Ansicht an und erließ daraufhin einen Ände-

rungsbescheid. Der hiergegen eingelegte Einspruch 

blieb erfolglos. 

Die Klage vor dem FG war jedoch erfolgreich. Der strei-

tige Betrag ist nicht für Wirtschaftsgüter entstanden, die 

Anlagevermögen darstellen würden, wenn sie im Ei-

gentum der Klägerin stünden. Für die Beurteilung, ob 

Wirtschaftsgüter Anlagevermögen wären, wenn sie im 

Eigentum des Unternehmens stünden, muss auch der 

Geschäftsgegenstand des Unternehmens berücksich-

tigt werden. Nach Ansicht des FG sind die Vorausset-

zungen für die Hinzurechnung nicht erfüllt.  

Die Klägerin hätte die Messestände nicht ständig für 

den Gebrauch in ihrem Betrieb vorhalten müssen. Damit 

gehören sie nicht zu ihrem auf Dauer gewidmeten Be-

triebskapital. Die Klägerin hatte im Jahr 2016 nur an 

zehn Tagen an Fachmessen teilgenommen. Ihr Ge-

schäftszweck liegt auch eher in der Produktion als im 

Vertrieb. Daher haben die Messestände für ihre Um-

sätze nur eine untergeordnete Bedeutung. 

 

KURZARBEIT 
Ist ein Ausstieg aus der privaten  
Krankenversicherung möglich? 

 

Von Anfang an sorgte die Corona-Pandemie dafür, dass 

viele Arbeitnehmer in Kurzarbeit gehen mussten. Ur-

sächlich waren die Lockdowns, die dem verarbeitenden 

Gewerbe und den wirtschaftsnahen Dienstleistern stark 

zusetzten. In zahlreichen Betrieben kam es zu einer Ein-

schränkung der betrieblichen Arbeitszeit und zur Aus-

zahlung von Kurzarbeitergeld an die Mitarbeiter, um Ge-

haltseinbußen zu mindern. 

Viele privat krankenversicherte Arbeitnehmer rutschten 

durch den Bezug von Kurzarbeitergeld unter die Pflicht-

versicherungsgrenze. Diese Grenze lag 2021 bei ei-

nem Bruttoentgelt von 64.350 € pro Jahr (5.362,50 € pro 

Monat). Die Unterschreitung der Grenze eröffnet ihnen 

jedoch nicht die Chance, in die gesetzliche Kranken-

kasse zurückzuwechseln, weil das Kurzarbeitergeld 

nicht zum Austritt aus der privaten Krankenversicherung 

berechtigt. Da Kurzarbeit eine vorübergehende Phase 

ist und nach der Kurzarbeit das Gehalt wieder auf das 

alte Niveau steigt, stellt Kurzarbeit keinen Grund dar, 

aus der privaten Krankenversicherung aussteigen zu 

können. Kurzarbeiter bleiben also auch dann in ihrer pri-

vaten Krankenversicherung, wenn die maximale Be-

zugsdauer von Kurzarbeitergeld mit einem Zeitraum 

von 24 Monaten erreicht wird. Dies erklärten die Spit-

zenverbände der Sozialversicherung in einem Rund-

schreiben mit Stellungnahme zu den Auswirkungen von 

Kurzarbeit. 

Kurzarbeit tangiert den Versicherungsstatus also 

nicht, auf die Beitragszahlungen hat sie aber sehr wohl 

eine Auswirkung: Der Arbeitgeberzuschuss für privat 

Krankenversicherte erhöht sich in Zeiten von Kurzarbeit 

und entlastet so das ohnehin reduzierte Budget des Ar-

beitnehmers.  
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Hinweis: Nur Arbeitnehmer, deren Bruttoentgelt über 

der gesetzlichen Versicherungspflichtgrenze liegt, dür-

fen sich freiwillig privat krankenversichern. Ist der Wech-

sel in die private Krankenversicherung einmal vollzo-

gen, gibt es oft kein Zurück mehr. Eine Rückkehr in die 

gesetzliche Krankenversicherung ist nur möglich, wenn 

das Arbeitsentgelt dauerhaft unter die Jahresarbeitsent-

geltgrenze fällt und der Arbeitnehmer das 55. Lebens-

jahr noch nicht erreicht hat. 

 

STEUERTIPP 
Wie Sie Ihre Vorsorgeaufwendungen absetzen kön-
nen 

 

Sie tragen eine Reihe von Vorsorgeaufwendungen, um 

sich für das Alter und den Krankheits- bzw. Pflegefall 

abzusichern. In der Einkommensteuererklärung lassen 

sich diese Kosten auf unterschiedliche Weise einsetzen: 

 Altersvorsorgeaufwendungen: Seit 2005 gilt für 

gesetzliche Rentenversicherungsbeiträge und Al-

tersrenten grundsätzlich eine nachgelagerte Besteu-

erung. Das heißt, dass die Rentenversicherungsbei-

träge steuerlich abzugsfähig sind und im Gegenzug 

die Renteneinkünfte versteuert werden müssen. Bis 

2025 gilt noch eine Übergangsregelung, wonach der 

steuerlich absetzbare Teil der Rentenversicherungs-

beiträge jährlich um 2 % steigt. Für 2021 liegt er bei 

92 % der Gesamtversicherungsbeiträge (Arbeitge-

ber- und Arbeitnehmeranteil). Dieser Übergangs-

zeitraum endet 2025, wenn 100 % erreicht werden. 

Allerdings könnte die vollständige Abziehbarkeit 

auch vorgezogen werden, wenn aufgrund der neuen 

höchstrichterlichen Rechtsprechung zur Rentenbe-

steuerung noch Reformen umgesetzt werden. Dar-

über hinaus existiert eine absolute Obergrenze für 

den abzugsfähigen Betrag - diese Grenze liegt 2021 

bei 25.787 €. Für Ehepaare gilt der doppelte Betrag 

von 51.574 €.  

 Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge: Für 

gesetzlich Krankenversicherte sind sämtliche ge-

zahlten Beiträge für die Basisabsicherung steuerlich 

abzugsfähig. Keine Berücksichtigung findet hinge-

gen der Beitragsanteil, der etwa der Finanzierung 

von Krankengeld dient.  

 

 

 

Dieser bleibt durch einen pauschalen Abschlag von 

4 % steuerlich unberücksichtigt. Bei privat Kranken-

versicherten erkennt das Finanzamt nicht alle Auf-

wendungen an, da der Leistungskatalog der Kran-

kenkasse häufig über das hinausgeht, was als ge-

setzlich notwendig erachtet wird. So bleiben bei-

spielsweise Beitragsbestandteile für die Chefarztbe-

handlung oder das Einzelzimmer im Krankenhaus 

steuerlich unberücksichtigt. Privat Versicherte müs-

sen deshalb darauf achten, dass ihre Krankenkasse 

die nicht steuerbegünstigten Leistungen getrennt 

von den steuerbegünstigten Leistungen ausweist. 

 Sonstige Vorsorgeaufwendungen: Zu den sonsti-

gen Vorsorgeaufwendungen gehören zum Beispiel 

Beiträge zur Arbeitslosen-, Erwerbs- und Berufsun-

fähigkeitsversicherung, zu Unfall- sowie Haftpflicht-

versicherungen oder auch Beiträge zu Kranken- und 

Pflegeversicherungen außerhalb der Basisabsiche-

rung. Solche Aufwendungen sind nur beschränkt im 

Rahmen der aktuellen Höchstbeträge von 1.900 € 

(z.B. für Angestellte, Beamte und Rentner) bzw. 

2.800 € (z.B. für Selbständige) absetzbar. Dies gilt 

nur, soweit diese Höchstbeträge nicht bereits durch 

die oben genannten Beiträge zur Basiskranken- und 

Pflegeversicherung ausgeschöpft sind. 

Hinweis: Ob und inwieweit sich die Vorsorgeauf-

wendungen steuerlich auswirken, hängt jeweils von 

der Art der Versicherung ab und davon, ob die steu-

erlichen Höchstbeträge erreicht werden. Um Klarheit 

über die steuerlichen Auswirkungen zu erhalten, 

sind teilweise komplizierte Berechnungen erforder-

lich, die wir gerne für Sie durchführen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 
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